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Die aus Klimaschutzgründen notwendige Transformation des Energiesystems ist aufgrund der damit 
verbundenen tiefgreifenden Veränderungen der sozio-technischen Strukturen von einer breiten Akzeptanz 
der Bevölkerung abhängig. Die Berücksichtigung sozialer Belange ist bei der Verwirklichung der Einsparziele 
für Treibhausgasemissionen und für den Erfolg der Energiewende als Gemeinschaftswerk daher von zentraler 
Bedeutung. Vor dem Hintergrund der besonders ausgeprägten Energiekostenbelastung von Haushalten mit 
geringem Einkommen erfordert die sozialverträgliche Gestaltung der Energiewende nicht nur eine Anpassung 
der Transferleistungen, sondern auch die Steigerung der Energieeffizienz von Haushaltsgeräten, die Befähigung 
zu deren effizienter Nutzung sowie sozialverträgliche energetische Sanierungen von Wohngebäuden.

Um diesen Herausforderungen erfolgreich zu begegnen, werden im Rahmen dieses Policy Papers in drei 
Handlungsfeldern Vorschläge für gezielte Maßnahmen im Bereich der Sozial- und Energieeffizienzpolitik 
vorgestellt, die zu einer Entlastung einkommensschwacher Haushalte beitragen können, ohne die klima-
politischen Ziele der Energiewende zu beeinträchtigen. 

Dabei werden insbesondere folgende Fragstellungen beantwortet: Wie kann durch die Minderung 
der Energiekostenbelastung für Haushalte mit geringem Einkommen sozialverträglicher Klimaschutz 
gelingen? Welche Anpassungen sind nötig, um Transferleistungen in der Art auszugestalten, dass unter 
Gewährleistung des soziokulturellen Existenzminimums Aspekte der Energieeffizienz Berücksichtigung 
finden können? Wie können Nutzer/-innen zu energiesparendem Verhalten befähigt werden? 
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Die möglichst gerechte Verteilung von 
Kosten und Nutzen energie- und klima-
politischer Maßnahmen ist eine wichtige 
Bedingung für Aktzeptanz und Erfolg des 
klimapolitisch notwendigen Transformati-
onsprozesses hin zu einer dekarbonisierten 
Energieversorgung. Teilhabe an und soziale 
Gestaltung der Energiewende sind hierfür 
wichtige Voraussetzungen. Die Verwirk-
lichung der Einsparziele für Energie und 
CO2-Emissionen muss deshalb unter Be-
rücksichtigung sozialer Aspekte erfolgen.

Das Spannungsfeld zwischen Klima-
schutz und sozialer Gerechtigkeit gewinnt 
zunehmend an Bedeutung. Das „Aktions-
programm Klimaschutz 2020“ und der 
„Nationale Aktionsplan Energieeffizienz 
(NAPE)“ der Bundesregierung sehen den 
Klimaschutz als Gemeinschaftsaufgabe, 
welcher ausdrücklich auch eine soziale 
Dimension ausweist.

Problemstellung

In den vergangenen Jahren sind die Ener-
giebedarfe (Strom und Wärme) privater 
Haushalte teilweise und die Preise für Haus-
haltsstrom deutlich gestiegen. So hat sich 
der durchschnittliche Strompreis für private 
Haushalte von ca. 14 ct/kWh im Jahr 2000 auf 
29 ct/kWh im Jahr 2017 mehr als verdoppelt 
(BDEW 2018, S. 7). Für die Entwicklung der 
Brennstoffpreise zur Wärmeerzeugung 
ergibt sich hingegen ein differenzierteres 
Bild: Nach deutlichen Preissteigerungen 
für leichtes Heizöl und Erdgas Anfang der 
2000er Jahre und einer stark steigenden 
Preisentwicklung ab dem Jahr 2010, ha-
ben sich die Preise zwischenzeitlich auf 
dem Niveau des Jahres 2009 stabilisiert.

Von den Kostensteigerungen sind besonders 
Bezieher/-innen von Sozialleistungen und 
Geringverdienende betroffen. In der öffent-
lichen Diskussion führt diese Situation zu 
einer kritischen Auseinandersetzung mit den 
bestehenden Rahmenbedingungen der Ener-
giewende, sodass Fragen ihrer sozialverträg-
lichen Gestaltung in den Vordergrund rücken.

Zum Gesamtbudget der Energieausgaben privater Haushalte zählt auch die Mobilität, diese Ausgaben bleiben 
im Rahmen dieses Forschungsprojektes jedoch unberücksichtigt. 
Definiert als große finanzielle Belastungen oder Einschränkungen in direktem Zusammenhang mit dem 
Energiekonsum. Ausführlich hierzu: Löschel und Heindl 2016 und im Glossar. 

1

2

Zur Deckung von Grundbedürfnissen privater 
Haushalte ist die Verfügbarkeit von Energie 
(in Form von Strom und Wärme) erforderlich1. 
Haushalte mit geringem Einkommen müs-
sen für Konsumgüter der Grundversorgung 
generell einen überproportional hohen Anteil 
ihres verfügbaren Einkommens aufbringen, 
daher besteht auch durch Energiekosten 
eine relativ hohe Belastung (Neuhoff et al. 
2013). Insgesamt machen die Energieko-
sten im Durchschnitt mittlerweile gut ein 
Zehntel der Lebenshaltungskosten privater 
Haushalte aus (ECF 2017). Die ärmsten 
Haushalte wenden im Durschnitt einen gut 
doppelt so hohen Anteil ihres Einkommens 
für Strom auf wie wohlhabende Haushalte 
(BMWi 2014). Verteilungswirkungen müssen 
daher zukünftig stärker mitbedacht werden. 

Sozialverträglicher Klimaschutz wird in 
diesem Zusammenhang als die Vermei-
dung oder Minderung unbilliger sozialer 
Härten bzw. energiebedingter Deprivation2 

bei gleichzeitiger Teilhabe am Nutzen des 
Klimaschutzes definiert.

Die Höhe der Energiepreise ist jedoch ab-
hängig von verschiedenen Faktoren, die 
nicht ausschließlich im Zusammenhang mit 
der Energiewende stehen. Deshalb muss 
einschränkend erwähnt werden, dass eine 
kostenbasierte Fokussierung auf die sozialen 
Verteilungswirkungen von Klimaschutzmaß-
nahmen mit gebotener Vorsicht erfolgen 
muss. Es sollte nicht der Eindruck entste-
hen, Klimaschutzinstrumente zur Förderung 
erneuerbarer Energien wären ursächlich 
für soziale Härten. Aus ökonomischer Sicht 
bleibt festzuhalten, dass die Marktpreise 



003Policy Paper 09/2018 • Klimaschutz - Eine Frage des Geldbeutels?

von, für die Wärmegewinnung relevanten, 
Brennstoffen wie Heizöl und Erdgas weitge-
hend durch Angebot und Nachfrage auf dem 
Weltmarkt bestimmt werden, die Stromprei-
se in Deutschland hingegen teilweise politik-
getrieben sind (Neuhoff et al. 2016, S. 985).

Im Zusammenhang mit energiebedingter 
Deprivation wird in Deutschland häufig auf 
die hohe Anzahl von Energieversorgungs-
sperren verwiesen (Heindl und Löschel 
2016). Insgesamt wurden im Jahr 2015 knapp 
6,3 Mio. Sperrungen der Stromversorgung 
gegenüber Haushaltskunden angedroht und 
über 330.000 Stromsperren durchgeführt 
(BNetzA, 2016). Hinzu kommen im Jahr 2015 
knapp 1,3 Millionen Sperrandrohungen der 
Gasversorgung und über 43.000 durchge-
führte Gassperren (ebd.). Für Betroffene 
von Energieversorgungssperren sind neben 
geringen Einkommen und relativ hohen 
Energiekostenbelastungen weitere, multiple 
Problemlagen charakteristisch. Dazu zählen 

mangelnde Finanz- und Planungskompetenz, 
bestehende Schulden sowie kritische Le-
bensereignisse (Schöllgen & Kosbab 2016).
Eine Unterversorgung mit Strom und Wärme 
kann mit erheblichen Einbußen der Lebens-
qualität sowie Folgekosten durch gesund-
heitliche Einschränkungen der Betroffenen 
einhergehen (Reibling und Jutz 2016). Sozi-
ale Härten dieser Art können dabei nicht nur 
durch eine allgemeine Armutsproblematik 
im Sinne zu geringer verfügbarer Einkom-
men, sondern auch durch eine asymmet-
rische Verteilung klimaschutzbezogener 
Kosten zu Lasten privater Haushalte3 und 
einen relativ hohen haushaltsbezogenen 
Energieverbrauch verursacht werden. Bei 
der Ursachenforschung von energiebezo-
gener Armut wird dabei im Besonderen der 
Energieverbrauch der Haushalte als struk-
turelles Merkmal in Abgrenzung zu einer all-
gemeinen Armutsproblematik ausgemacht 
(Boardman 2010; Healy 2004; Hills 2012).

Abbildung 1: Verursachungstrias energiebedingter Deprivation

Beispielsweise durch die besondere Ausgleichsregelung zur Reduktion der EEG-Umlage für stromkostenintensive Unternehmen.3
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Die Multidimensionalität der Problemstel-
lung erfordert gemäß der in Abbildung 1 dar-
gestellten Verursachungstrias eine ebenso 
umfassende, mehrdimensionale Entwicklung 
von Lösungsansätzen. Dies ist jedoch bisher 
nur selten der Fall. Bestehende Maßnahmen 
sind oft monokausal ausgerichtet.

Die im politischen Diskurs häufig geforderte 
Erhöhung von Einkommen für spezielle Ziel-
gruppen, bspw. durch punktuelle Zuschüsse, 
wäre eine Möglichkeit, Menschen aus (ener-
giebezogener) Armut herauszuführen. Kura-
tive Maßnahmen dieser Art bieten kurzfristi-
ge Hilfestellungen für einkommensschwache 
Haushalte, sind jedoch kaum zweckgebun-
den und oft nicht zielgenau (Boardman 
2010). Weiterhin würden Instrumente dieser 
Art voraussichtlich eine erhebliche Kosten-
belastung der öffentlichen Haushalte nach 
sich ziehen und sind politisch mithin kaum 
durchsetzbar. 

Auch eine Differenzierung der Energiepreise 
für bestimmte Anspruchsgruppen (bspw. 
Sozialtarife für Sozialleistungsempfänger/-
innen) könnte den finanziellen Druck lindern. 

Die klimapolitisch gewünschte ökologische 
Lenkungswirkung, beispielsweise durch 
Verbrauchsminderung aufgrund hoher bzw. 
steigender Energiepreise, würde dadurch 
aber unterminiert (Brunner et al. 2015). 

Nachhaltiger sind hingegen Instrumente zur 
Senkung des Energieverbrauchs, etwa durch 
Befähigung der Nutzer/-innen oder durch 
technische Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz in Haushalten. Durch sie 
wird die Chance eröffnet, unter sozial- und 
klimapolitischen Gesichtspunkten bestehen-
de Probleme auf präventive Weise zu lösen. 

Grundsätzlich gilt, dass Energieeffizienzde-
fizite besonders bei einkommensschwachen 
Haushalten verstärkt in den Blick zu nehmen 
sind. Geringe verfügbare Einkommen und 
steigende Energiepreise sind dabei verstär-
kende Komponenten, durch die energiebe-
dingte Deprivation zu einem strukturellen 
Problem einkommensschwacher Haushalte 
erwächst, das diese aus eigener Kraft häufig 
nicht überwinden können. Übergreifendes 
Ziel ist, wie in Abbildung 2 dargestellt, ein 
systemischer Ansatz zur Bekämpfung ener-
giebedingter Deprivation und zur Stärkung 
der Sozialverträglichkeit klimaschutzbezo-
gener Maßnahmen im Energiebereich.

Zielstellung

Abbildung 2: Lösungstrias sozialverträgliche Energiewende
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Aus diesen Überlegungen geht nachfol-
gend ein Instrumentenbündel mit geziel-
ten Vorschlägen in drei Handlungsfeldern 
hervor, die die verschiedenen Ursachen 
energiebedingter Deprivation adressie-
ren und dabei klimapolitische Vorgaben 
beachten. Dazu gehören Handlungsemp-
fehlungen zur Anpassung der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen im Handlungsfeld 
Sozialrecht, Instrumente im Handlungsfeld 
Information und Beratung sowie Maßnah-
men zur Steigerung der Energieeffizienz.

Die sozialpolitischen Maßnahmen können da-
bei bereits kurzfristig wirksam werden – flan-
kiert durch langfristig wirkende Maßnahmen 
im Bereich der energetischen Gebäudesa-
nierung und Energiesparberatungen. Durch 
dieses abgestimmte Instrumentenbündel 
kann neben der kurzfristigen Vermeidung 
sozialer Härten langfristig auch ein wichtiger 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. 

Im Vordergrund stehen die Klimawirkung 
und die sozialpolitische Effektivität der 
Vorschläge. Daneben wurden insbesondere 
der administrative Aufwand zur Umsetzung 
und die Kostenbelastung der öffentlichen 

Der gewählte Instrumentenmix verfolgt 
dabei eine Doppelstrategie:

• Zum einen die Erhöhung des verfüg-
baren Einkommens bzw. Übernahme 
der tatsächlichen Energiekosten von 
Transferleistungsempfänger/-innen. 

• Zum anderen eine Senkung des Energie-
verbrauchs durch Verhaltensänderungen 
und durch technische Maßnahmen zur 
Steigerung der Energieeffizienz. 

Dabei wird sichergestellt, dass die 
Zielgruppen des Forschungsvorhabens 
− Sozialleistungsempfänger/-innen und 
einkommensschwache Haushalte − glei-
chermaßen erreicht werden. 

Vorschläge in drei Handlungsfeldern 
für ein Instrumentenbündel

Haushalte mit betrachtet. Dabei muss be-
achtet werden, dass die vorgeschlagenen 
Maßnahmen sich bezüglich des zur Umset-
zung notwendigen Investitionsvolumens 
teilweise erheblich unterscheiden. Tabelle 
1 gibt einen Überblick über die im For-
schungsprojekt erarbeiteten Bewertungs-
kriterien für die Auswahl der Vorschläge.

Zielerreichung

Umsetzbarkeit

Energie- und klimapolitische 
Effektivität
Sozialpolitische Effektivität

Finanziell
Rechtlich
Administrativ
Gesellschaftlich

Kosteneffizienz
Langfristige Wirkung

Kosteneffizienz 
und langfristige 
Wirkung

Tabelle 1: 
Bewertungskriterien für Maßnahmenvorschläge
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Kosten der Haushaltsenergie („KdH“) 
als eigenständiger Leistungs- 
bestandteil 

Dazu sind teilweise neue Regelungsansätze 
nötig, weil System und Praxis der Transfer-
leistungen der Grundsicherung diese Ge-
sichtspunkte als relevante Parameter bisher 
weder allgemein − im Sinne einer gesetz-
lichen Zielsetzung − noch im Einzelfall − im 
Rahmen behördlicher Gestaltungsräume 
ausreichend berücksichtigen. 

Dies führt zu Vorschlägen für eine Neuge-
staltung der Leistungen für die Haushalts-
energie, für die Beschaffung von Haushalts-
geräten und für die Berücksichtigung des 
energetischen Zustandes des Wohnraums. 
Dabei wird auf eine Ausgestaltung gesetzt, 
die über imperative Vorgaben hinausgeht 
und, flankiert durch Information und Bera-
tung, die Betroffenen als Akteure des Klima-
schutzes im Rahmen eines Anreizsystems 
mit einbezieht. 

Erstes Handlungsfeld: 
Anpassungen im Sozialrecht 

Eine sozialverträgliche Gestaltung von 
Klimaschutz und Energiewende muss 
vor allem im Rahmen der Grundsiche-
rungssysteme (SGB II, SGB XII) neue Wege 
einschlagen. Diese Transferleistungen 
sind in der Art auszugestalten, dass unter 
Gewährleistung des soziokulturellen 
Existenzminimums Aspekte der Energie-
effizienz und -suffizienz Berücksichtigung 
finden können.

Derzeit sind die Kosten der Haushaltsener-
gie (ausgenommen derjenigen für dezentrale 
Warmwasserversorgung) als Bedarfsgruppe 
(Gruppe 0451) im Anspruch auf Regelbedarf, 
also in Form einer Pauschale, berücksichtigt. 
Ob die Werte für den Regelbedarfsanteil für 
Haushaltsenergie die in den letzten Jahren 
stark gestiegenen Energiekosten realistisch 
abbilden, wurde bereits in den letzten Jah-

ren vielfach bezweifelt (Martens 2012, Tews 
2013).

Nach mehreren Untersuchungen zeigt sich 
die Höhe der im Regelbedarf (Gruppe 0451) 
für Haushaltsenergie eingestellten Kosten 
als nicht ausreichend (dazu ausführlich ZEW 
2015 und DCV 2015); dies gilt wegen der bei-
behaltenen statistischen Parameter auch für 
den Ansatz im Entwurf des neuen Gesetzes 
zur Ermittlung von Regelbedarfen vom Ok-
tober 2016 (BT-Drucksache 18/9984 2016), 
welches auf der amtlichen Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 2013 basiert (vgl. etwa 
Paritätische Forschungsstelle 2016). 

Die Pauschale ist aber bereits grundlegend 
strukturellen Einwänden ausgesetzt (dazu 
auch die Stellungnahme des Bundesrats, 
BR-Drs. 541/16 S. 25 f.), weil die individuellen 
Besonderheiten der jeweiligen Haushaltssi-
tuation keine Berücksichtigung finden, was 
vor allem auch die jeweilige Qualität der 
Haushaltsgeräte betrifft, die den Stromver-
brauch maßgeblich beeinflussen. 

Steuerungswirkungen zugunsten von 
Energieeffizienz sind nur durch Verbrauch-
seinschränkungen zu vermuten. Diese sind 
jedoch nur insoweit akzeptabel, als die 
Leistungsempfänger/-innen Einsparmög-
lichkeiten bei Aufrechterhaltung des durch 
das Existenzminimum gewährleisteten 
Versorgungsniveaus besitzen. Eine solche 
Steuerungswirkung ist allerdings in jedem 
Fall unspezifisch, da der Anteil der Haus-
haltsenergiekosten am Regelbedarf für den 
Einzelnen kaum zu identifizieren ist. 

Vor diesem Hintergrund wird die Heraus-
nahme der Kosten der Haushaltsenergie 
aus der Regelbedarfsbemessung vor-
geschlagen und zudem für eine Kopp-
lung der Leistungsbemessung mit der 
verstärkt zu fördernden Ausstattung der 
Leistungsberechtigten mit energieeffizi-
enten Haushaltsgeräten plädiert. 
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Einem solchen Vorschlag stehen zunächst 
der dadurch verursachte erhöhte Verwal-
tungsaufwand und eine durch absehbare 
Leistungserhöhung verursachte Kostenlast 
entgegen. Dennoch erscheint der skizzierte 
Schritt hin zu einer Systemänderung bei 
der Leistungsbemessung der Haushalts-
energiekosten bei einer entsprechenden 
Ausgestaltung im Ergebnis sinnvoll, weil die 
Alternativen kaum überzeugen. Eine Beibe-
haltung der Unterdeckung der Stromkosten, 
begibt sich in die Gefahr, mit den Vorgaben 
zur Gewährleistung des sozialen Existenz-
minimums zu kollidieren. Eine schlichte 
Heraufsetzung des Regelbedarfssatzes 
ohne Berücksichtigung des individuellen 
Energieverbrauchs würde hingegen allein 
zu Kostensteigerungen für die öffentlichen 
Haushalte führen, ohne die Möglichkeit einer 
Einflussnahme auf das Verbrauchsverhalten. 

Entscheidender Vorteil des hier diskutierten 
Vorschlags wäre demgegenüber, dass bei 
einem eigenständig gefassten Leistungs-
bereich der Haushaltsenergie genau darauf 
zugeschnitten Steuerungsinstrumente 
entwickelt werden könnten, die auch eine 
Energieeffizienzkomponente berücksichti-
gen können.

Der überwiegende Teil der Haushaltsenergie 
wird durch Haushaltsgeräte verbraucht und 
ist daher neben dem Nutzungsverhalten von 
der Effizienzklasse dieser Geräte abhängig. 
Insofern ist es erforderlich, genau diese Ab-
hängigkeit bei der Leistungsbemessung zu 
verknüpfen. Je besser die Ausstattung mit 
energieeffizienten Geräten, desto niedriger 
kann der Verbrauch und daher die gewährte 
Leistung für Haushaltsenergie sein. Voraus-
setzung eines solchen Modells ist es, den 
Leistungsberechtigten die Anschaffung ener-
gieeffizienter Geräte zu ermöglichen. 

Ohne eine Verbesserung in diesem Bereich 
wird es keine sozialverträgliche Effizienz-
steigerung im Bereich der Haushaltsenergie 

geben können. Gleichzeitig ließe sich so ein 
Anreizsystem entwickeln, das im Ergebnis 
für die Leistungsträger kostenreduzierend 
wirken kann. Die Finanzierung bzw. bessere 
Finanzierungsunterstützung „weißer Ware“ 
ist an die Anschaffung von Geräten der Effizi-
enzklasse A+++ oder jedenfalls A++ zu knüp-
fen und zudem mit einer Energieberatung zu 
verbinden. 

Um sodann zu der anzustrebenden Steue-
rungswirkung zu gelangen wäre, neben einer 
statistisch ermittelten Angemessenheits-
grenze auf Basis der Durchschnittswerte der 
Einkommens- und Verbrauchsstatistik, eine 
Koppelung mit der Beschaffungsförderung 
energieeffizienter „weißer Ware“ notwendig. 

In solcher Kombination lässt sich ein 
Modell einer flexiblen Angemessen-
heitsgrenze entwickeln, die in Relation 
mit der Geräteausstattung des jeweiligen 
Haushalts steht. Grob gesehen geht es 
darum, dass die Angemessenheitsgrenze 
desto niedriger festzusetzen ist, je besser 
die Ausstattung mit energieeffizienten 
Geräten ist und dementsprechend eine 
höhere Energieeinsparung möglich wird.  
Mit einem solchen Systemansatz sänken 
die laufenden Transferleistungskosten für 
Haushaltsenergie mit der verbesserten 
Geräteausstattung. Eine in dieser Weise 
verminderte Angemessenheitsgrenze 
würde zudem Rebound-Effekten entge-
gensteuern, weil sie etwa bei zusätzli-
chem Weiterbetrieb alter Geräte über-
schritten würde.

Die gegen ein solches Modell sprechenden 
Einwände liegen – vordergründig betrachtet 
- auf der Hand: Es scheint (1) zu komplex 
und mit erheblichem Verwaltungsaufwand 
verbunden; fraglich ist (2), weshalb für Leis-
tungsberechtigte ein Anreiz bestehen sollte, 
sich auf dieses Modell einzulassen oder 
gar, es zu unterstützen; schließlich erscheint 
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(3) problematisch, dass eine Entlastung 
der laufenden Kosten für Haushaltsener-
gie, die derzeit vom Bund zu tragen sind, 
zulasten der kommunalen Träger gehen, 
die die Ausstattung mit Haushaltsgeräten 
zu finanzieren haben (vgl. §§ 6, 46 SGB II).

Näher betrachtet lässt sich jedoch aufzeigen, 
dass die angerissenen Problemlagen keines-
wegs erheblichen Ausmaßes sind, letztlich 
durch entsprechend gestaltete Regelungen, 
Übergangsfristen und politischen Willen 
auf einen derart überschaubaren Umfang 
schrumpfen, dass in Abwägung mit den 
gerade auch bei Gestaltung des Sozialleis-
tungssytems zu verfolgenden Klimaschutz-
zielen eine Umsetzung ernsthaft in Betracht 
gezogen werden sollte. Dies soll mit einigen 
Anmerkungen erläutert werden:

(1) Die Komplexität lässt sich erheblich da-
durch mindern, dass eine ausstattungsindu-
zierte Angemessenheitsgrenze nicht jeweils 
konkret individualisiert ermittelt werden 
muss, sondern mittels einer an der Gerä-
teausstattung orientierten Festlegung von 
Haushaltsenergieklassen in einem über-
schaubaren Rahmen gehalten werden. Die 
Einsparwerte der Geräte liegen auf Grund-
lage der Energieverbrauchskennzeichnungs-
verordnung (EnVKV) vor. Ausgehend vom 
Ausgangswert der abstrakten Angemessen-
heitsgrenze könnten je nach gerätebedingten 
einsparbaren kwh-Verbrauchswerten in 
festgelegten Spannbreiten absteigend drei 
oder vier Ausstattungsklassen und damit 
Angemessenheitswerte gebildet werden.

Ein sofortiger umfassender Umstieg auf 
dieses Modell ist nicht zu realisieren, weil 
dies eine flächendeckende Ermittlung der 
Haushaltsausstattung voraussetzen wür-
de. Insofern ist ein sukzessiver Übergang 
anzustreben, der an den zukünftigen Daten 
anknüpft, die den Leistungsträgern aufgrund 
der gewährten Erstanschaffung (§ 24 III SGB 
II, § 31 I SGB XII) oder unterstützten Ersatz-

anschaffung von Haushaltsgeräten (§ 24 
Abs. 1 SGB II, § 37 Abs. 1 SGB XII) vorliegen; 
zudem könnte an Daten etwaiger Geräteum-
tauschprogramme angeknüpft werden. 

(2) Das Modell kann für die Leistungsberech-
tigten entweder verpflichtend oder in Form 
eines Anreizsystems ausgestaltet werden. 
Unabdingbar ist in jedem Fall, dass eine 
Kombination mit der verbesserten Unter-
stützung bei der Erst- und Ersatzanschaf-
fung von Haushaltsgeräten erfolgt; nur damit 
kann die Umstellung auf die Gewährleistung 
angemessener Haushaltsenergiekosten 
ohne unzumutbare Mehrbelastungen der 
Leistungsberechtigten gelingen. 

(3) Die mit den erhöhten Kosten für ener-
gieeffiziente Geräteausstattung verbundene 
Mehrbelastung der kommunalen Träger 
sind vom Bund auszugleichen. Dies rechtfer-
tigt sich dadurch, dass der Bundeshaushalt 
aufgrund der niedrigeren Angemessenheits-
grenze für Haushaltsstrom für entsprechend 
ausgestattete Leistungsberechtigte als Teil 
des aus ihm zu finanzierenden Regebedarfs 
entlastet wird. Hier ist eine dem § 46 Abs. 
5 und 6 SGB II (Bundesausgleich für KdU) 
entsprechende Regelung zu treffen; gege-
benfalls ist zudem eine moderate Erhöhung 
des Anteils des Bundes an den Verwaltungs-
kosten (§ 46 Abs. 3 SGB II) für den mit dem 
neuen Modell steigenden administrativen 
Aufwand der Jobcenter vorzunehmen.  

Verbesserte Ausstattung mit 
energieeffizienten Haushaltsgeräten 

Das Leistungssegment ist unter Klima-
schutzgesichtspunkten von hoher Bedeu-
tung. Energieeffiziente Haushaltsgeräte 
können einen erheblichen Anteil des Strom-
verbrauchs einsparen. Im Vergleich zur oft 
überalterten Geräteausstattung der Empfän-
gerhaushalte von Grundsicherung wird etwa 
für den Bereich Kühl- und Gefriergeräte eine 
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Reduktion des Verbrauchs um ca. 15% ange-
nommen (vgl. Jacob et al. 2016, 184 ff.).

Zur Erstanschaffung werden Haushalts-
geräte als Sonderleistungen außerhalb 
des Regelbedarfs durch Geldleistungen 
finanziert bzw. in Form von Sachleistung 
gewährt (§ 24 III SGB II, § 31 I SGB XII), zu-
lässig ist dabei auch die Festsetzung von 
Pauschalbeträgen. Die Bemessung dieser 
einmaligen Sonderleistung orientiert sich 
in der bisherigen Praxis an Aufwendungen 
für Geräte der unteren Ausstattungs-
klasse oder an Gebrauchtware. Damit 
sind Energieeinsparoptionen nicht zu 
verwirklichen. Gesetzlich vorzugeben ist 
eine Ausstattung mit Elektrogeräten der 
Effizienzklasse A+++, mindestens aber 
A++. Zugleich sollte nur der Kauf solch 
energieeffizienter Geräte die Leistungs-
pflicht auslösen.  Der damit steigende 
Finanzaufwand für die zuständigen kom-
munalen Träger (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II) ist 
entsprechend der vorherigen Ausführun-
gen unter (3) vom Bund zu erstatten.

Für den Ersatz defekter Haushaltsgeräte 
gilt, dass er durch das sog. Ansparbudget 
(bis 750 €; § 12 Abs. 2 Nr. 4 SGB II) des 
Regelbedarfs abgedeckt werden soll. In 
der Praxis zeigt sich, dass ein entspre-
chendes Ansparziel zur Ersatzanschaffung 
von Geräten mit den dafür vorgesehenen 
Regelbedarfssätzen nicht zu realisieren ist 
(vgl. dazu auch BR-Drs. 541/16, S. 26), dies 
gilt jedenfalls mit Blick auf die zu fördernde 
Anschaffung moderner energieeffizienter 
Geräte. So wird etwa der Ansparbedarf zur 
Ersatzanschaffung eines Kühlschranks oder 
einer Gefriertruhe (Abteilung 06, Code 0531 
100) für 2017 zusammengenommen mit 1,71 
Euro monatlich veranschlagt.

Bei notwendiger Ersatzbeschaffung ist der 
Leistungsberechtigte daher nach jetziger 
Rechtslage gezwungen, zunächst auf etwaig 

vorhandenes Schonvermögen (etwa auch 
Grund- und Kindervermögensfreibetrag) zu-
rückzugreifen. Erst danach ist ein Darlehen 
zu gewähren (§ 24 Abs. 1 SGB II bzw. § 37 
Abs. 1 SGB XII, § 42a Abs. 1 SGB II, § 12 Abs. 
2 S.1 Nr. 1, 1a und 4 SGB II). Das Darlehen 
ist in Form der monatlichen Aufrechnung in 
Höhe von 10 % des Regelbedarfs zu tilgen (§ 
42a Abs. 2 SGB II); im Bereich der Sozialhilfe 
zeigen sich Rückzahlungskonditionen etwas 
moderater (§ 37 Abs. 4 SGB XII). 

Mit diesen rigiden Darlehenskonditio-
nen wird bei dem Leistungsberechtigten 
keine Motivation zu generieren sein, statt 
billiger Gebrauchtware teurere und ener-
gieeffizientere Geräte anzuschaffen. Hier 
sind deshalb gesetzliche Änderungen 
notwendig, die gezielt zu einer Privile-
gierung energieeffizienter Elektrogeräte 
(A+++ oder A++) führen. 

Notwendig erscheint zumindest eine parti-
elle Zuschussgewährung, um die Preisdif-
ferenz zur entsprechenden Effizienzklasse 
abzudecken. Weiter wäre bei Anschaffung 
energieeffizienter Haushaltsgeräte auf den 
Einsatz von Schonvermögen zu verzichten 
sowie auch im Bereich des SGB II hinsicht-
lich des Restbetrags erheblich moderatere 
Darlehensbedingungen zu gewähren. Auch 
hier gilt, dass der dadurch steigende Fi-
nanzaufwand der kommunalen Träger durch 
den Bund auszugleichen ist (3). Die höheren 
Anschaffungskosten könnten durch die zuvor 
beschriebene Festsetzung geringerer Ange-
messenheitsgrenzen jedoch auch ganz oder 
teilweise ausgeglichen werden.
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Berücksichtigung des energetischen 
Zustandes des Wohnraums bei den Kos-
ten der Unterkunft (KdU-Leistungen)

Derzeit richtet sich der Anspruch auf Heiz-
kostenübernahme in den Grundsicherungs-
systemen gemäß § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II 
nach der Höhe der tatsächlichen Aufwen-
dungen im Rahmen der Angemessenheit. 
Anzulegen ist dabei ein konkret-individueller 
Maßstab. Die zuverlässige Bestimmung 
eines abstrakten Wertes für die Heizkosten 
ist kaum möglich, weil neben dem individu-
ellen Heizverhalten sehr vielfältige Fakto-
ren den Verbrauch beeinflussen, die nicht 
verallgemeinerungsfähig sind. Aus Gründen 
der Verwaltungspraktikabilität wird bisher 
von einer indiziellen Grenzwertbestimmung 
ausgegangen, die auf den jeweiligen „Kom-
munalen Heizspiegel“ bzw. hilfsweise den 
„Bundesweiten Heizspiegel“ abstellt und 
dort die Werte der Kategorie „extrem hoher 
Energieverbrauch“ anlegt. Erst wenn diese 
überschritten werden, erfolgt eine individu-
elle Prüfung von Besonderheiten. Mit diesem 
Vorgehen kann unter Berücksichtigung der 
Leistungsfähigkeit der Sozialverwaltung in 
aller Regel das soziale Existenzminimum 
gewährleistet werden. Allerdings spielen 
Aspekte der Energieeffizienz eine völlig 
untergeordnete Rolle.

Die Möglichkeit, den energetischen Zustand 
der Wohnung bei der Leistungsbemessung 
zu berücksichtigen, war Zielsetzung des 
„Aktionsprogramms Klimaschutz 2020“ 
der Bundesregierung vom 3.12.2014 (vgl. 
BMUB 2014, S. 42). Nach dem seit August 
2016 geltenden § 20 Abs. 10 SGB II kann das 
Jobcenter nunmehr zwar eine „Verrechnung“ 
von Heiz- und Unterkunftskosten vornehmen 
und so eine Gesamtangemessenheitsgrenze 
festlegen. Dies eröffnet den Weg dafür, auch 
die Kosten für energieeffiziente Wohnungen 
mit niedrigen Heizkosten, aber höheren, nach 
bisherigen Kriterien unangemessenen Kalt-

mieten noch als insgesamt angemessen zu 
übernehmen.  Allerdings eröffnet die unspe-
zifische Regelung ebenso die umgekehrte 
„Verrechnung“ und es sind bei entsprechend 
niedrigeren Bruttokaltmieten auch unan-
gemessen hohe Heizkosten zu übernehmen, 
was klimaschutzpolitisch kontraproduktiv 
wäre.

Um dies auszuschließen ist § 20 Abs. 10 
SGB II entsprechend bereits praktizierter 
Klimabonus-Modelle verschiedener 
Kommunen dahingehend zu ändern, dass 
allein energieeffizientes Wohnen durch 
Verrechnung mit erhöhten Kaltmietkosten 
„belohnt“ wird, eine Gesamtangemessen-
heitsgrenze somit nur zur Förderung der 
Energieeffizienz gebildet werden darf. 
Die bisherige sozialrechtliche Regelungs-
praxis zur Prüfung der Angemessenheit 
von Heizkosten bliebe davon unberührt.

Zur Verwaltungserleichterung und zur ef-
fektiveren Ausgestaltung dieses Ansatzes 
sollten ergänzend energetische Differen-
zierungsmerkmale zur Berechnung der 
Heizkosten-Angemessenheitsgrenze von 
Wohnungen im Leistungsrecht der Grundsi-
cherung allgemein vorgeschrieben werden 
(vgl. bereits jetzt den Ansatz in § 35 Abs. 4 S. 
3 SGB XII). 

Angeregt wird, dieses mit einer mietrecht-
lichen Verordnung zu Kriterien eines öko-
logischen Mietspiegels (§ 558c Abs. 5 BGB) 
zu kombinieren, auf die die entsprechende 
sozialrechtliche Bestimmung als Regelbei-
spiel zur Berücksichtigung energetischer 
Differenzierungsmerkmale Bezug nimmt. 
Mit Hilfe des Sozialrechts könnte so zudem 
− unter Vermeidung der mit Art. 84 Abs. 1 
S. 7 GG verbunden verfassungsrechtlichen 
Sperre der Übertragung von Aufgaben auf 
die Kommunen − ein Anreiz für Kommunen 
geschaffen werden, ökologisch ausgerichtete 
Mietspiegel zu erstellen. 
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Vorgeschlagene Anpassungen im Sozialrecht

Leistungen Haushaltsenergie 
(„KdH“) Leistungen Geräteausstattung Leistungen Unterkunft

(„KdU“)

Kosten der Haushaltsenergie 
als eigenständiger 
Leistungsbestandteil

Energieeffizienz der Haus-
haltsgeräte als 
Leistungskriterium

Energetischer Zustand des 
Wohnraums als Leistungs-
kriterium (KdU-Leistungen)

•	 Modell einer flexiblen 
Angemessenheitsgrenze, die 
in Relation mit der 

•	Geräteausstattung des 
jeweiligen Haushalts steht

•	Effizienzklasse A+++ oder 
A++ als Vorgabe bei Erst- und 
Ersatzanschaffung

•	Bildung von Gesamtange-
messenheitsgrenzen nur zur 
Förderung der Energieeffizi-
enz

•	Kombination mit der verbes-
serten Unterstützung bei der 
Erst- und Ersatzanschaffung 
von Haushaltsgeräten

•	Zuschussgewährung und 
Darlehenserleichterung bei 
Ersatzbeschaffung

•	Energetische Differenzie-
rungsmerkmale für Heiz-
kosten im Leistungsrecht

Nachfolgend werden die sozialrechtlichen 
Vorschläge zusammenfassend tabellarisch 
dargestellt.

Tabelle 2: Übersicht zu den Anpassungsvorschlägen im Handlungsfeld Sozialrecht

Zweites Handlungsfeld: 
Weiterentwicklung und Ausweitung der bestehenden 
Maßnahmen im Bereich Beratung und Information

Neben den großen Themen der Energiewen-
de spielen niederschwellige Instrumente zur 
Beratung und Information im wissenschaft-
lichen Diskurs eine untergeordnete Rolle. 
Dabei sind gerade diese Instrumente bei der 
Unterstützung von Haushalten mit geringen 
Einkommen von besonders großer Relevanz, 
da es aufgrund multipler Problemlagen 
der Betroffenen regelmäßig am nötigen 
Wissen und der Handlungskompetenz fehlt, 
um Energieeinsparpotentiale zu realisieren 
(Matthies 2013).

Im internationalen Kontext wird dabei auch 
von einer notwendigen Steigerung der 
„energy literacy“ gesprochen (Hernández 

und Bird 2010), also dem Wissen um ener-
gierelevante Sachverhalte wie Strompreise, 
Nutzungskosten bzw. den Energieverbrauch 
von Haushaltsgeräten. Beratungsprogram-
me können durch gezielte Hilfestellungen 
für die effizientere Nutzung von Energie auch 
jenen Haushalten Unterstützung bieten, die 
ausgeprägte Suffizienzstrategien praktizie-
ren und ihren Energiekonsum im Sinne einer 
Unterversorgung radikal einschränken (Rad-
cliffe 2010). Es gilt daher, im Bereich der 
Beratungs- und Informationsinstrumente 
bisher noch nicht ausgeschöpftes Potential 
zur gezielten Unterstützung einkommens-
schwacher Haushalte zu heben.
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In Zukunft sollte es vor allem darum gehen, 
Energiesparberatungen gezielt weiterzuent-
wickeln, durch eine solide Finanzierung flä-
chendeckend anzubieten und besonders auf 
den Wärmebereich auszuweiten. Immerhin 
etwa zwei Drittel des Energieverbrauchs in 
Privathaushalten entfällt auf den Wärme-
bereich − hier gibt es noch viel Potential zu 
heben. Geringinvestive Soforthilfemaßnah-
men, die Wärmeverluste über Fenster und 
Türen vermeiden sowie die Entlüftung der 
Heizkörper und der Austausch veralteter 
Thermostate wären ein erster Schritt um 
schnellwirksame Lösungen zu bieten. Der 
größte Teil der Einsparpotentiale liegt jedoch 
weiterhin in energetischen Sanierungsmaß-
nahmen, deren Potentiale von Mieter/-innen 
nicht selbst realisiert werden können.

Darüber hinaus bietet der Bereich Wärme 
auch die Möglichkeit, das Angebot zur Be-
ratung über häufig fehlerhafte Heizkos-
tenabrechnungen weiter auszubauen. Laut 
einer statistischen Erfassung der Verbrau-
cherzentrale Rheinland Pfalz waren im 
Zeitraum von 2000 bis 2010 47 Prozent der 
648 untersuchten Abrechnungen eindeutig 

Energiesparberatungen haben sich 
in zahlreichen Anwendungsfeldern 
auf kommunaler Ebene als sinnvolle 
Ergänzung zur Erreichung von klima- 
und sozialpolitischen Zielen erwiesen. 
Energiesparberatungsangebote können 
Verbrauchern/-innen die notwendige 
Handlungskompetenz vermitteln, um 
vorhandene Einsparpotentiale abzurufen.

Wesentliche Ziele sind, einkommens-
schwache Haushalte durch verminderte 
Energie- und Wasserkosten finanziell 
zu entlasten und durch geringere Ver-
brauchswerte gleichzeitig den Klima-
schutz zu befördern sowie kommunale 
Ausgaben für Sozialleistungen zu vermin-
dern.

fehlerhaft und bei weiteren 17 Prozent be-
stand weiterer Klärungsbedarf (Weinreuter 
2010). Aufgrund der komplexen Darstellung 
vieler Heizungsabrechnungen sind Mängel 
für viele Verbraucher/-innen häufig nicht 
ersichtlich. Dies kann finanzielle Verluste 
zur Folge haben, die speziell Haushalte mit 
geringem Einkommen oder die öffentliche 
Hand belasten.

Kritik an Transparenz und Verständlichkeit 
betrifft auch die derzeitige Form des Ener-
gieausweises. Die Komplexität des mehrsei-
tigen Ausweises erschwert es wesentliche 
Informationen über die energetischen Eigen-
schaften eines Gebäudes schnell zu erkennen 
und zu verstehen. Die wenigsten Haushalte 
verstehen sich als Energieexperten/-innen. 
Sie sind daher häufig mit der Darstellung 
und den Angaben auf einem Energieausweis 
überfordert (Deutsche Umwelthilfe 2016).

Darüber hinaus sollte statt der zwei bisher 
bestehenden Ausweise – der Verbrauchs-
ausweis und der Bedarfsausweis – ein 
einheitlicher, klar verständlicher und aus-
sagekräftiger Ausweis eingeführt werden 
(BUND 2015). Um die Vergleichbarkeit 
dieser beiden Energieausweise weiter zu 
verbessern, ist es sinnvoll, die Berechnungs-
methode für die Kennzahlen eines Ausweises 
zu standardisieren. Das bisher bestehende 
DIN-Verfahren erfüllt die Ansprüche für eine 
größtmögliche Aussagekraft nicht, da ent-
weder neue Gebäudetechniken nicht in der 
Berechnung berücksichtigt werden oder ein 
zu großer Interpretationsspielraum für die 
zu berücksichtigen Parameter geboten wird 
(Deutsche Umwelthilfe 2016).

Besonders für Haushalte mit geringen Ein-
kommen wäre es zudem förderlich, wenn der 
Energieausweis Aussagen zu den Heizkosten 
des entsprechenden Mietobjektes mitinteg-
riert, die dem/der Mieter/-in erlauben, eine 
ungefähre Kalkulation der tatsächlichen 
Warmmiete durchzuführen. Eine realistische 
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Kostenabschätzung der Warmmiete ermög-
licht dem/der potentiellen Mieter/-in, ver-
schiedene Mietobjekte zu unterscheiden und 
zu erkennen, ob eine zunächst anhand der 
Kaltmiete teurer erscheinende Wohnung auf-
grund der energetischen Ausstattung den-
noch finanziell vorteilhaft sein kann. Gerade 
im Fall sehr großer Mietshäuser wäre es in 
diesem Zusammenhang wünschenswert, die 
Weiterentwicklung des Energieausweis im 
Sinne einer wohnungsgenauen Abgrenzung 
statt für das gesamte Gebäude in Betracht 
zu ziehen, da erhebliche Unterschiede im 
Energiebedarf je nach Lage einer Wohnung 
(Nord- oder Südseite, Stockwerk) bestehen 
können.

Es bietet sich hierbei an, den Kennwert 
„Endenergieverbrauch“ und die dazugehöri-
ge Rechenvorschrift für die Bewertung des 
Heizenergieverbrauchs des Gebäudes und 
abgewandelt auch für die Bewertung der 
Wohnung zu nutzen (Keimeyer et al. 2016, S. 
62). Neben dem damit verbundenen hohen 
administrativen Aufwand muss einschrän-
kend erwähnt werden, dass der Energiebe-
darf einer Wohnung neben den genannten 
Faktoren auch von der Haushaltsgröße, der 
Anwesenheit der Haushaltsmitglieder und 
besonders vom individuellen Nutzungsver-
halten der Haushaltsmitglieder abhängig ist. 
Daher müsste aus einem Energieausweis für 
Wohnungen deutlich hervorgehen, dass die-
se sonstigen Faktoren erheblichen Einfluss 
auf den letztlichen Verbrauch haben.

Internetbasierte Beratungsangebote mit 
entsprechenden Feedbackmechanismen zur 
Verbrauchserfassung und Information soll-
ten in Zukunft ebenfalls eine größere Rolle 
spielen. In Kombination mit intelligenten 
Energiezählern (sog. Smart-Metern) ergeben 
sich völlig neue Beratungsmöglichkeiten und 
Einsparpotentiale. Die Qualität und Unab-
hängigkeit dieser Angebote muss in Zukunft 
durch öffentliche Finanzierung stärker gesi-
chert werden.

Weiterhin ist eine Ausweitung der Be-
ratungsangebote durch verbesserte 
Ansprache der Betroffenen geboten. 
Derzeit umfassen Energiesparberatungen 
bereits einen größeren Kreis als den der 
Sozialleistungsempfänger/-innen, stehen in 
der momentanen Ausgestaltung aber nicht 
allen Haushalten offen, die von energiebe-
dingter Deprivation betroffen sein können 
bzw. für die Energiekosten eine finanzielle 
Herausforderung darstellen. Für die ver-
besserte Ansprache von Geringverdienern/-
innen kann eine engere Verzahnung von 
Beratungsstellen der Sozialverbände (z.B. 
Familienhilfe, Schuldnerberatung), Jobcen-
tern und kommunalen Behörden hilfreich 
sein. Für Sozialleistungsempfänger/-innen 
sind, unter Berücksichtigung datenschutz-
rechtlicher Belange, weitere Möglichkeiten 
des Datenabgleichs zwischen den Sozialbe-
hörden und Sozialverbänden als Träger der 
Maßnahmen zu prüfen und zu optimieren.

Generell sollte die bisher mangelnde 
Datenbasis zu den Problemlagen und Ziel-
gruppen verbessert werden. Dabei kann 
ein standardisierter regionaler Ansatz zur 
Datenerhebung praktikabler sein als ein 
Vorgehen auf Bundesebene. Die Handlungs-
kompetenzen und Wissensvorteile der Städte 
und Kommunen können hierbei bewusst ge-
nutzt werden und zusätzlich Synergieeffekte 
schaffen, beispielsweise mit Blick auf die 
Planung und Entwicklung von kommunalen 
Klimaschutzplänen oder energetischen 
Quartierssanierungen, für die eine entspre-
chende Datengrundlage ebenfalls eingesetzt 
werden kann (Tews 2012).

Nicht zuletzt sollten aufgrund der Heteroge-
nität der Betroffenengruppen zielgruppen-
spezifische Beratungsangebote ausgebaut 
werden. Dazu zählt aufgrund des erhöhten 
Armutsrisikos von (gerade alleinerziehen-
den) Frauen insbesondere eine genderge-
rechte Ansprache. Auch eine Erweiterung 
des Sprachangebots kann bei der Ansprache 
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von Haushalten mit Migrationshintergrund 
besonders hilfreich sein. Da Beratungsan-
gebote mit Hausbesuch einen Eingriff in 
die Privatsphäre bedeuten, ist zudem eine 
besondere (kulturelle) Sensibilität bei der 

Vorschläge zur Instrumentengruppe  Beratung und Information

Energiesparberatungen Heizkostenabrechung Energieausweis

•	Ausweitung der Beratungs-
leistungen im Wärmebereich, 
insbesondere durch gering-
investive Sofortmaßnahmen

•	Beratungsleistungen zu 
fehlerhaften Abrechnungen 
etablieren

•	Ablösung des Verbrauchs- und 
Bedarfsausweises durch 
einheitlichen, aussagekräfti-
geren Ausweis

•	Potentiale internetba-
sierter Beratungsangebote in 
Verbindung mit Smart Metern 
besser nutzen

•	Wohnungsspezifische 
Angaben zu den bisherigen 
Heizkosten (bspw. durch die 
sog. Verbrauchsanalyse) 
gewährleisten

•	Transparenz und Verständ-
lichkeit des Ausweises 
verbessern 

•	Bessere Ansprache der 
Betroffenen durch Koopera-
tionen und verbesserten 
Datenaustausch

•	Optionen zur Standardisie-
rung von Heizkostenabrech-
nungen prüfen

•	Aussagen zu den Heizkosten 
des Mietobjekts integrieren 

•	Zielgruppenspezifische, 
gendergerechte bzw. interkul-
turelle Beratungsangebote

•	Kontrollmechanismen 
verbessern, um Richtigkeit des 
Ausweises sicherzustellen

Tabelle 3: Übersicht zu den Anpassungsvorschlägen im Handlungsfeld Beratung und Information

Ansprache geboten. Dadurch besteht die 
Chance, Hemmnisse abzubauen, die Infor-
mationsbeschaffung zu erleichtern und moti-
vationale Hürden zu überwinden.

Evident ist aber auch, dass die Höhe 
der erzielbaren Einsparungen durch 
Instrumente im Bereich Information und 
Beratung deutlich geringer ist als bei 
technischen Maßnahmen zur Steigerung 
der Energieeffizienz, bspw. durch Erneu-
erung des Geräte- und Anlagenbestandes 
und energetischen Sanierungen. 

Daher werden die nachfolgenden Instrumen-
te zur technischen Steigerung der Energie-
effizienz als weiterer wichtiger Bestandteil 
der Gesamtstrategie erachtet. Dabei werden 
im Hinblick auf die Zielgruppe einkommens-

schwacher Haushalte Handlungsempfeh-
lungen dargestellt, um auch im Bereich der 
(technischen) Effizienzmaßnahmen die Ver-
einbarkeit von sozialpolitischen und umwelt-
politischen Zielstellungen zu gewährleisten.



015Policy Paper 09/2018 • Klimaschutz - Eine Frage des Geldbeutels?

Drittes Handlungsfeld: 
Verbesserung der Sozialverträglichkeit von Maßnahmen 
zur Förderung von Energieeffizienz

Der Energieverbrauch von Haushalten wird 
wesentlich von der Ausstattung mit Haus-
haltsgeräten bestimmt. Die Erschließung 
von Einsparpotentialen durch effizientere 
Geräte ist jedoch voraussetzungsvoll, da 
sie Liquidität und/oder Kreditwürdigkeit 
der Verbraucher/-innen erfordern. Neben 
den allgemeinen Budgetrestriktionen ein-
kommensschwacher Haushalte liegen viele 
Maßnahmen zudem außerhalb ihres Ein-
flussbereiches, wenn etwa der elektrische 
Warmwasserboiler oder die Nachstrom-
speicherheizung zur Mietsache gehören.

Vor diesem Hintergrund bieten Gerä-
teaustauschprogramme, die alte und 
ineffiziente Geräte durch neuere mit einer 
besseren Effizienzklasse (in der Regel 
A+++) ersetzen, einen vielversprechenden 
Ansatz. Mit einer entsprechenden finan-
ziellen Förderung können insbesondere 
Haushalte mit geringem Einkommen von 
einer solchen Maßnahme profitieren. Die 
Evaluation vergangener Programme hat 
gezeigt, dass der Zuschuss, der im Rah-
men vieler Austauschprogramme gewährt 
wird, für viele Haushalte nicht ausrei-
chend ist, da diese nicht über die nötigen 
Rücklagen verfügen, um den Restbetrag 
beim Kauf eines modernen Gerätes be-
gleichen zu können (Bleckmann et al. 
2016). Es sollten daher mit Blick auf die 
Kosten eines effizienten Gerätes der A+++ 
Klasse die jeweiligen Fördersummen 
entsprechend erhöht werden.

Weiterhin sind niedrigschwellige Finan-
zierungsprogramme ein wichtiges ergän-
zendes Instrument, um finanzielle Anreize 
für die Zielgruppe zu schaffen. Hierbei sind 
unterschiedliche Finanzierungskonzepte 
denkbar, vornehmlich Mini-Contracting, 
zinsfreie/-günstige Darlehen und Prämien 
bzw. Mischformen. Dabei sollte immer auch 
im Blick behalten werden, dass neu aufge-
nommene Schulden im Rahmen der finan-

ziellen Möglichkeiten der Haushalte bleiben, 
um die Gefahr einer Anhäufung neuer, nicht 
abzahlbarer Schulden zu minimieren. Eine 
Beratung zum Umgang mit Ratenzahlungen 
kann bei dieser Finanzierungsform eine hilf-
reiche Ergänzung darstellen.

Zudem sind Haushalte mit geringem Einkom-
men besonders von energetisch bedingten 
Mehrkosten durch un- oder nur teilsanierte 
Gebäude betroffen, da diese Personengrup-
pe häufig in Wohnraum mit vergleichsweise 
günstigen Kaltmieten lebt, der in der Regel 
jedoch mit erhöhten Energiekosten aufgrund 
von energetischen Defiziten verbunden ist. 
Die Gebäudequalität stellt demnach einen 
zentralen Einflussfaktor für den Energie-
verbrauch und die dementsprechende Kos-
tenhöhe dar; liegt aber oft außerhalb des 
Einflussbereiches der Betroffenen. Zudem 
sollte aufgrund der überragenden klimapo-
litischen Bedeutung hierauf ein besonderer 
Fokus gelegt werden, wenngleich Ungenau-
igkeiten bei der Zielgruppenfokussierung auf 
einkommensschwache Haushalte bestehen.
Im untersten Einkommensquintil wohnen 
mehr als drei Viertel der Bevölkerung zur 
Miete (Jacob et al. 2016). Bezieher/-innen 
niedriger Einkommen sind damit in hohem 
Maße von der Bereitschaft der Eigentümer/-
innen zur Durchführung energetischer 
Investitionen abhängig. Mitberücksichtigt 
werden muss auch, dass es gegenwärtig 
nur schwache Anreize zur energetischen 
Sanierung auf Seiten der Eigentümer/-innen 
gibt, da der energetische Zustand momentan 
keine relevante Größe im Nutzenkalkül von 
Vermietern/Vermieterinnen ist (Jacob et al. 
2016; Diefenbach et al. 2013). 

Es besteht eine Investor-Nutzer-Problema-
tik: In selbstgenutzten Eigentumsimmobilien 
profitieren die Eigentümer/-innen im Fall ei-
ner energetischen Sanierung selbst von den 
Energieeinsparungen. In vermieteten Gebäu-
den profitieren hingegen die Mieter/-innen. 
Deshalb ist in vermieteten Gebäuden der 
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Anreiz, energetische Sanierungen durchzu-
führen, für den/die Eigentümer/-in geringer 
(Jacob et al. 2016; Diefenbach et al. 2013). 
Entsprechende Investitionsanreize auf Sei-
ten der Eigentümer/-innen müssen bei der 
Ausgestaltung der Instrumente für sozial-
verträgliche Sanierungen deshalb zwingend 
mitberücksichtigt werden.

Allerdings führt eine energetische Sanierung 
nicht immer zu einer finanziellen Entlastung 
der Bewohner/-innen. Bei energetischen Sa-
nierungsmaßnahmen ist durch die Umlage 
der Modernisierungskosten außerdem eine 
besondere Belastung von einkommens-
schwachen Haushalten anzunehmen. Häufig 
sind die Warmmietkosten nach Sanierung 
höher als vor der Sanierung. 

Eine Knüpfung der energetischen Effek-
tivität einer Sanierungsmaßnahme an die 
finanzielle Förderung, wie die der KfW-Pro-
gramme oder des Marktanreizprogramms 
kann dazu beitragen, dass insbesondere 
Maßnahmen mit einem hohen energetischen 
Einspareffekt umgesetzt werden, die sich 
dann auch deutlich in den sinkenden Ener-
giekosten der Haushalte widerspiegeln soll-
ten (Sachverständigenrat für Umweltfragen 
2016). Diese Kostenentlastung wäre gerade 
für einkommensschwache Haushalte von 
besonderer Bedeutung. 

Deshalb sollte verstärkt darauf geachtet wer-
den, dass der Energiebedarf des Gebäudes 
nach der Sanierung unter einem festgelegten 
Wert liegt (dies könnte z.B. über einen revi-
dierten Energieausweis präziser dargelegt 
werden). Energetische Sanierungsfahrplä-
ne, die das Potential zuvor ausweisen und die 
die energetisch wie finanziell rentabelsten 
Maßnahmen ermitteln, scheinen hierbei eine 
sinnvolle Ergänzung, ebenso wie eine ver-
lässliche Messung der Energieeinsparungen 
(Pehnt und Nast 2016). Ein Monitoring der 
Effektivität von energetischen Sanierungen 

geschieht bisher wenig und muss in Zukunft 
ausgebaut werden.

Ein mögliches Fördermodell, das die ener-
getische Effektivität von Sanierungsmaßnah-
men mit der finanziellen Förderung verbindet, 
könnte zweistufig konzipiert sein. In einem 
ersten Schritt könnten die Förderbeträge an 
die angestrebten Effizienzmaßnahmen und 
Einsparziele geknüpft sein. Entsprechend 
der geplanten Sanierungsmaßnahmen und 
intendierten Einsparziele würden Investoren/
Investorinnen eine entsprechende Förderung 
erhalten. In einem zweiten Schritt könnten 
zusätzliche Investitionsanreize geschaffen 
werden, indem ein Bonus ausgezahlt wird, 
wenn die Einsparziele bei Abschluss der 
Sanierungsmaßnahmen auch tatsächlich 
erreicht werden. Strafzahlungen bei einem 
Verfehlen des Einsparzieles scheinen nicht 
sinnvoll, da sie eine abschreckende Wirkung 
auf Investoren/Investorinnen haben könn-
ten. Ziel dieser Maßnahme wäre es, dass 
Haushalte mit geringem Einkommen von 
einem zusätzlichen Investitionsanreiz durch 
staatliche Förderung profitieren, da steigen-
de Kaltmieten in Folge einer Sanierung durch 
deutlich sinkende Heizkosten möglichst aus-
geglichen werden können.

Neben den nötigen Anreizen zur Steigerung 
von Sanierungsraten, bspw. durch eine ge-
bäudebezogene Klimaschutzabgabe (hierzu 
ausführlich: Bade et al. 2014), müssen durch 
Kostenzuschüsse für sanierten Wohnraum 
(sog. Klimabonus-Modelle) und Investitio-
nen in den sozialen Wohnungsbau die Sozi-
alverträglichkeit energetischer Sanierungen 
gewährleistet werden. Im Ergebnis ist dabei 
besonders auf die Erzielung von Warmmie-
tenneutralität zu achten, also dem möglichst 
genauen Ausgleich steigender Kaltmieten in 
Folge einer Sanierung durch sinkende Heiz-
kosten. 
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Vorschläge zur Instrumentengruppe Fördermaßnahmen Energieeffizienz

Geräteaustauschprogramme Energetische Gebäudesanierungen

Konzeptionelle Weiterentwicklung und Ausbau 
finanzieller Förderung mit Blick auf die Situation 
einkommensschwacher Haushalte und die 
Kosten effizienter Geräte

Bessere Verteilung des Nutzens energetischer 
Sanierungen und Angehen des Investor-Nutzer-
Dilemmas

•	Anreize zum Austausch durch Prämien in 
angemessener Höhe setzen

•	Warmmietenneutralität für einkommens-
schwache Haushalte als Zielstellung 

•	Ergänzend niedrigschwellige Finanzierungs-
programme wie bspw. Mini-Contracting, oder 
zinsfreie Darlehen zur Anwendung bringen

•	Knüpfung der energetischen Effektivität 
einer Sanierungsmaßnahme an die finanzielle 
Förderung 

•	Mögliche Synergien durch Beratungen zu 
Energieeinsparungen und Schuldenprävention 
gezielt stärken

•	Klimabonus-Modelle für Kostenzuschüsse bei 
saniertem Wohnraum ausweiten

•	Kooperationen mit Energieversorgern und 
Akteuren/-innen des Einzelhandels ausbauen

•	Einführung energetischer                                    
Sanierungsfahrpläne mit Monitoring der 
Effektivität

Tabelle 4: Übersicht zu den Anpassungsvorschlägen im Handlungsfeld Fördermaßnamen Energieeffizienz

Besondere Berücksichtigung der 
Heterogenität der Betroffenen 

In der Gesamtschau ist bei der Umsetzung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen darauf zu ach-
ten, dass neben Sozialleistungsempfänger/-
innen auch andere Haushalte mit geringen 
Einkommen, die bisher keine staatlichen 
Leistungen beziehen und deswegen nicht 
systematisch erfasst werden, bei der Imple-
mentierung berücksichtigt werden.

Die Heterogenität der Zielgruppe erfor-
dert es, auch über die sozialrechtlichen 
Anspruchsgruppen hinaus zielgruppen-
spezifische Lösungen zur Abfederung der 
energiebezogenen Kosten anzubieten. Dabei 
darf nicht außer Acht gelassen werden, dass 

neben dem Hauptklientel, Mieter/-innen in 
Ballungsräumen, insbesondere in ländli-
chen Regionen auch Eigentümer/-innen von 
energiebedingter Deprivation betroffen sein 
können.

Zur Abdeckung dieses „Graubereichs“ an 
Betroffenen ist eine enge Verzahnung von Be-
hörden, Sozialverbänden, Arbeitsagenturen, 
Hausverwaltungen und weiteren Akteuren 
von Nöten, um einerseits die Datengrundlage 
zur besseren Identifikation zu stärken und 
anderseits eine adäquate Ansprache der Be-
troffenen zu gewährleisten. Dazu zählt auch 
eine stärkere Vernetzung von kommunalen 
Ansprechpartnern/-innen zur verbesserten 
Koordinierung von Beratungs- und Sanie-
rungsvorhaben. Dieser Aspekt wird in einem 
weiteren Policy Paper näher beleuchtet.
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Schlussbemerkungen

Bei der Zielstellung einer sozialverträglichen 
Energiewende muss klar zwischen kurzfris-
tig wirksamen, kurativen Maßnahmen wie 
der sozialrechtlichen Leistungsgewährung 
für Energiekosten und nachhaltig entlas-
tenden strukturellen Instrumenten zur 
Steigerung der Energieeffizienz differenziert 
werden. 

Gezielte Subventionspolitik zur Steigerung 
der Energieeffizienz muss dabei ein beson-
deres Augenmerk auf Zielgruppen mit hohem 
Einsparpotenzial legen, die aber aufgrund 
von Budgetrestriktionen oder aufgrund der 
jeweiligen Besitzverhältnisse selbst nicht in 
der Lage sind, diese zu heben.

Die Identifikation und systematische Erfas-
sung betroffener Haushalte muss zudem 
verbessert werden, um eine effektive Allo-
kation von Maßnahmen zur Energiekosten-

entlastung zu gewährleisten. Wichtig wäre 
insbesondere eine bessere Datenlage zum 
Energieverbrauch, zur Geräteausstattung 
und zum energetischen Zustand der Woh-
nungen von Privathaushalten.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen bzw. die 
Verbesserung bestehender Instrumente 
betreffen unterschiedliche Handlungsfelder 
der Sozial-, Energie- und Klimapolitik und 
erfordern deshalb eine entsprechende Ko-
ordination. Letztlich hängt die Wirkung der 
vorgeschlagenen Instrumente vom Ambiti-
onsniveau bzw. dem konkreten Mitteleinsatz 
ab und damit vom politischen Willen.

Zuletzt noch die Erkenntnis, dass die beste-
henden Zielkonflikte zwischen den klima-
politisch gewünschten Anreizwirkungen von 
hohen Energiepreisen und der Sozialverträg-
lichkeit auch zukünftig andauern werden. 
Dieses Grundproblem kann auch durch die 
vorgeschlagenen Instrumente nicht gelöst 
werden. Die genannten Vorschläge können 
negative Wechselwirkungen aber entschei-
dend abschwächen und einkommensschwa-
chen Haushalten eine verbesserte Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben ermöglichen.

Ein wesentlicher Faktor für den Erfolg 
und die Akzeptanz von Klimaschutz-
maßnahmen, wie dem Umbau des 
Energiesystems, ist die sozialverträgliche 
Ausgestaltung dieser Maßnahmen. Die 
positiven sozialen Wirkungen von Um-
weltpolitik − wie etwa die Steigerung der 
Lebensqualität − sowie Synergiepotenzia-
len von Umwelt- und Sozialpolitik gilt es 
dabei zukünftig stärker zu betonen. 
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Glossar

D

DEZENTRALE WARMWASSERVERSORGUNG
Bezeichnet die Erzeugung von Warmwasser 
durch direkt in der Wohneinheit installierte 
Vorrichtungen, zumeist durch Elektro-Klein-
speicher oder elektronische Durchlauferhit-
zer.

E

ENERGIEBEDINGTE DEPRIVATION
Wird definiert als große finanzielle Belas-
tungen oder Einschränkungen in direktem 
Zusammenhang mit dem Energiekonsum 
(ausführlich hierzu: Löschel und Heindl 
2016). Sie wird bedingt durch eine Verur-
sachungstrias aus niedrigen verfügbaren 
Einkommen, steigenden Energiepreisen und 
hohem Energieverbrauch. 

ENERGIESPARBERATUNGEN
Per Definition werden Haushalte von 
Energieberatern/-innen über Energie-
einsparpotenziale durch geringinvestive 
Soforthilfemaßnahmen und geändertes 
Nutzungsverhalten informiert. Die Beratung 
kann hierbei durch einen Hausbesuch, in 
Beratungsbüros, telefonisch oder durch in-
ternetbasierte Lösungen erfolgen.
 
G

GERÄTEEFFIZIENZKLASSEN
Die Effizienzkennzeichnung von energierele-
vanten Produkten geschieht europaweit 
einheitlich mittels des Energieeffizienzlabels 
in Stufen von A+++ bis G. Die Hersteller von 
Elektrogroßgeräten sind verpflichtet, diese 
als sichtbare Information für den Endkunden 
auf den Geräten anzubringen. 

H

HAUSHALTE MIT GERINGEM EINKOMMEN
Haushalte mit geringem Einkommen gelten 
als in besonderem Maße von steigenden 

Energiekosten belastet. Darunter fallen 
Haushalte, die Transferleistungen wie dem 
Arbeitslosengeld II und der Sozialhilfe bezie-
hen oder deren Nettoäquivalenzeinkommen 
im untersten Einkommensdezil bzw. unter 
der Armutsgefährdungsschwelle liegt. 

HAUSHALTSENERGIEKOSTEN 
Die Energiekostenbelastung ergibt sich aus 
dem Strom- und Wärmeverbrauch eines 
Haushalts multipliziert mit den jeweiligen 
Verbraucherpreisen dieser Güter. Anteilig 
wenden Haushalte mit geringem Einkommen 
einen höheren Teil ihres Einkommens für 
Energie auf als wohlhabendere Haushalte.

K

KOSTEN DER UNTERKUNFT (KdU)
Die Kosten für Unterkunft und Heizung 
(auch Kosten der Unterkunft, KdU) sind im 
deutschen Fürsorgerecht in § 22 SGB II bzw. 
§ 35 SGB XII definiert. Zu den KdU zählen 
Miete, Betriebskosten, Kosten für Reparatur 
der Wohnung, Umzugskosten, Kosten für 
eine Kaution und Kosten der Beheizung und 
Warmwasserbereitung. Keine KdU sind Be-
darfe, die bereits von der Regelleistung oder 
Mehrbedarfsregelungen umfasst sind, bspw. 
Haushaltsenergie und dezentrale Warmwas-
serbereitung. 

M

MULTIPLE PROBLEMLAGEN
Energiebedingte Deprivation entsteht aus 
einem Komplex multipler Problemlagen. 
Menschen, die von Zahlungsschwierigkeiten 
betroffen sind, haben zumeist vielschichtige 
Probleme, bspw. in Form kritischer Lebens-
situationen (z.B. Krankheit oder Suchtpro-
blematiken) und mangelhafter Finanz- und 
Planungskompetenzen.
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N

NIEDRIGSCHWELLIGE 
FINANZIERUNGSANGEBOTE
Der Zuschuss, der im Rahmen vieler Geräte-
austauschprogramme gewährt wird, ist für 
viele Haushalte nicht ausreichend. Niedrig-
schwellige Finanzierungsprogramme wie 
Mini-Contracting, zinsfreie/-günstige Darle-
hen und Prämien bzw. Mischformen können 
ein ergänzendes Instrument sein, um finan-
zielle Anreize für die Betroffenen zu schaffen. 

O

ÖKOLOGISCHER MIETSPIEGEL
Bei einem an ökologischen Kriterien ausge-
richteten Mietspiegel wird die energetische 
Ausstattung des Gebäudes als entgeltrele-
vante Größe ausgewiesen. Nach aktueller 
Rechtslage kann grundsätzlich jede Gemein-
de einen ökologischen Mietspiegel erstellen, 
eine Pflicht hierzu besteht allerdings nicht.

R

REGELBEDARF
Der Regelbedarf bezeichnet den Lebensun-
terhalt, der zur Gewährleistung des sozio-
kulturellen Existenzminimums notwendig ist. 
Dem Regelbedarf liegen durchschnittliche 
Haushaltsverbrauchsausgaben insbeson-
dere für Ernährung, Kleidung, Körperpflege, 
Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie 
in vertretbarem Umfang auch Beziehungen 
zur Umwelt und die Teilnahme am kulturellen 
Leben zugrunde. Die Höhe staatlicher Trans-
ferleistungen orientiert sich am Regelbedarf.

S

SCHONVERMÖGEN
Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip im So-
zialrecht müssen Empfänger/-innen von 
Transferleistungen bis zu einer gewissen 
Grenze ihr Einkommen und Vermögen zum 
Bestreiten des Lebensunterhalts einset-

zen. Das Schonvermögen im Sozialrecht 
bestimmt Freibeträge, die von dieser Pflicht 
ausgenommen sind.

SOZIOKULTURELLES EXISTENZMINIMUM
Das soziokulturelle Existenzminimum um-
fasst den materiellen Bedarf, der unerläss-
lich ist, um bei sparsamem Wirtschaften 
das physische Überleben zu sichern sowie 
am gesellschaftlichen, kulturellen und po-
litischen Leben teilhaben zu können und 
ein Leben zu führen, das der Würde des 
Menschen entspricht. Die Messgröße für das 
Existenzminimum ist der im Sozialhilferecht 
anerkannte Mindestbedarf.

SUFFIZIENZ
Bezeichnet eine Strategie zur Vermeidung von 
Ressourcenverbrauch durch ein genügsa-
meres Verbrauchsverhalten. Im Kontext des 
sozialverträglichen Klimaschutzes bedeuten 
Suffizienzstrategien die Einschränkung des 
Energiekonsums durch private Haushalte.

W

WARMMIETENNEUTRALITÄT
Bei einer energetischen Wohnungssanierung 
sollen steigende Kaltmieten durch deutlich 
sinkende Heizkosten möglichst ausgeglichen 
werden können, um die Warmmietenneutra-
lität der Sanierung sicherzustellen. 

WEISSE WARE
Als weiße Ware werden elektrische Haus-
haltsgeräte bezeichnet. Darunter fallen ins-
besondere Großgeräte wie Waschmaschinen, 
Geschirrspülmaschinen, Kühlschränke und 
Herde, aber keine Unterhaltungselektronik.
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